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31. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt

am 28./29. August 2003 in Oberröblingen, Landkreis Sangerhausen

TOP 1
Entwicklung der Kommunalfinanzen 2004

Kommunaler Finanzausgleich 2004
Durch Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) im Rahmen des Haushaltssanierungsgesetzes 2003 ist in § 3 Absatz 2 Satz 2 FAG eine Ergänzung dahingehend aufgenommen worden, dass bis zum 01. Januar 2004 die Voraussetzungen zu schaffen sind, „dass Zweckzuweisungen in die Finanzausgleichsmasse einbezogen werden können.“ 
Die Finanzstrukturkommission war in verschiedenen Besprechungen mit den Fachressorts bemüht, in Umsetzung dieses Gesetzesauftrages einen möglichst hohen Betrag als Umschichtungsmasse zu erreichen. Ziel war es, durch eine entsprechende Anhebung der Verbundquote eine höhere Finanzausgleichsmasse dauerhaft zur Verfügung zu stellen, die von den Kommunen unabhängig von Förderprogrammen eigenverantwortlich eingesetzt werden kann. Leider haben die Fachressorts den größten Teil der Förderprogramme als aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht umschichtungsfähig bewertet. Nach den Haushaltsansätzen 2002 ergab sich lediglich ein Umschichtungsvolumen aus Förderprogrammen in Höhe von rund 37 Mio. Euro, so dass die „kritische Masse“ von mindestens 100 Mio. Euro, die für eine sinnvolle schlüsselmäßige Verteilung über das FAG erforderlich erscheint, nicht erreicht wurde.

Angesichts dieses Ergebnisses hat die Landesregierung Überlegungen angestellt, inwieweit Aufgabenbereiche, deren finanzielle Abgeltung bisher außerhalb des allgemeinen Finanzausgleichs angesiedelt war, in das Finanzausgleichsgesetz überführt werden können. Beide kommunalen Spitzenverbände haben diesen Weg als grundsätzlich richtig eingeschätzt, weil er zwar die kommunale Finanzausstattung nicht verbessert, aber zumindest zur Verwaltungsvereinfachung beitragen kann. Im Einzelnen sind vorgesehen:

· Finanzierungsregelung nach § 11 Kinderförderungsgesetz (KiFöG)
Die Mittel, die das Land für die Kinderbetreuung ausgibt, sollen im Finanzausgleichsgesetz als Betrag „sichtbar“ bleiben. Von daher müsste der Betrag als aufgabengebundene Sonderzuweisung außerhalb der Finanzausgleichsmasse in das Finanzausgleichsgesetz eingebunden werden. Geprüft werden soll in diesem Zusammenhang die Änderung einzelner Regelungen im KiFöG, die zu einer weiteren Verwaltungsvereinfachung führen könnten, z. B. die Verteilung der Mittel nach Kindern zwischen 0 bis 14 Jahren des letzten Jahres statt betreuter Kinder im vorvergangenen Jahr. 

· Kostenerstattung nach dem Aufnahmegesetz

An die Stelle der bisherigen monatlichen Pauschalbeträge nach der Aufnahme-Erstattungsverordnung vom 23. August 2001 ist eine Überführung des Gesamtbetrages in die allgemeine Finanzausgleichsmasse mit entsprechender Erhöhung der Beteiligungsquote der Landkreise und kreisfreien Städte an den allgemeinen Zuweisungen angedacht. Zu den konkreten Auswirkungen auf die einzelnen Landkreise und kreisfreien Städte hat das Innenministerium eine Modellberechnung beim Statistischen Landesamt in Auftrag gegeben. 

· Jugendpauschale

Die Jugendpauschale soll ebenfalls als aufgabengebundene Sonderzuweisung außerhalb der Finanzausgleichsmasse im Finanzausgleichsgesetz aufgenommen werden. Damit könnte der Runderlass des MS vom 21.12.1995 zur Jugendpauschale aufgehoben, die Mitfinanzierungsverpflichtung der Landkreise und kreisfreien Städte gelockert und das Verwendungsnachweisverfahren abgeschafft werden. 

· Förderung der Heimat und Traditionspflege

Die Mittel sollen in den allgemeinen Finanzausgleich überführt werden. 

· Förderung von Musikschulen

Die bisher in dem Haushaltsansatz des Landes enthaltene Grundförderung soll in den allgemeinen Finanzausgleich überführt werden. Für gezielte Maßnahmen zum Qualitätsvergleich und der Qualitätssteigerung sowie der sonstigen Förderung im Einzelfall behält das Kultusministerium einen Teil der bislang veranschlagten Mittel. 

Beide kommunalen Spitzenverbände waren in die Überlegungen der Landesregierung zu dieser geplanten Umschichtung eng eingebunden. Wir haben uns dabei jeweils grundsätzlich für eine Überführung der vorgenannten Mittel in die allgemeine Finanzausgleichsmasse und Ausreichung über die allgemeinen Zuweisungen bei gleichzeitiger Neujustierung der Anteilsverhältnisse ausgesprochen, weil wir dies für die kommunalfreundlichste Lösung erachtet haben. Ein Umschichtungspotential von insgesamt rund 193 Mio. Euro hätte eine Anhebung der Verbundquote von 23 % auf 25,7 % bedeutet. Damit hätten die Kommunen auch die Möglichkeit, an einer konjunkturellen Belebung in stärkerem Maße beteiligt zu werden. 

Die Landesregierung hat am 12. August 2003 beschlossen, die zur Umschichtung angedachten Mittel – wie oben dargestellt - in unterschiedlicher Weise in das Finanzausgleichsgesetz einzubinden. Von daher dürfte sich die Verbundmasse insgesamt nur um 64,7 Mio. Euro auf eine Verbundquote von rund 24 % erhöhen. Der restliche Betrag soll als aufgabengebundene Sonderzuweisungen außerhalb der Finanzausgleichsmasse bereitstehen und damit unabhängig von der kommunalen Finanzkraft ausgereicht werden. 

Entwurf Landeshaushalt 2004

Unabhängig von diesen Verschiebungen sind bezogen auf den Finanzausgleich 2004 nach wie vor die von uns errechneten Daten auf der Grundlage der 121. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzung“ maßgeblich, die wir mit Rundschreiben Nr. 237/2003 vom 27. Mai 2003 versandt hatten. Die darin ausgewiesene Finanzausgleichsmasse von 1.587 Mio. Euro in 2004 entspricht den vorläufigen Eckdaten des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 2004 des Landes Sachsen-Anhalt. Dem Vernehmen nach ist allerdings angedacht, die für 2003 prognostizierte Überzahlung von rund 114 Mio. Euro über zwei Jahre zu strecken. Gleichzeitig steht noch eine Rückforderung aus der Spitzabrechnung des Finanzausgleichs 2002 in Höhe von knapp 6,7 Mio. Euro zur Verrechnung an. 

Angesichts der gerade auf Bundesebene diskutierten Steuerrechtsänderungen können verlässliche Plandaten für 2004 zur Zeit noch nicht gegeben werden. 

Entwicklung der Kreisumlage in 2004
Auf der Grundlage der uns vom Statistischen Landesamt Sachsen-Anhalt zugeleiteten vorläufigen Steuerkraftmesszahlen für 2002 lässt sich bezüglich der Entwicklung der Kreisumlage-Grundlagen feststellen, dass der erhebliche Anstieg der Gewerbesteuer in 2002 bei gleich bleibendem Hebesatz landesweit zu höheren Umlagebeträgen gegenüber 2003 führen dürfte. Bei einem fiktiven Hebesatz von 38 % errechnen sich landesweit Mehreinnahmen von rund 7,14 Mio. Euro (vgl. Anlage), deren Verteilung auf die einzelnen Landkreise entsprechend der jeweiligen Steuerkraftmesszahlen der Gemeinden verschieden ausfällt. 
Wir haben die vorläufigen Steuerkraftmesszahlen des Statistischen Landesamtes Sachsen-Anhalt für 2002 in den verbandsinternen Teil unseres Internetangebotes eingestellt, so dass jeder Landkreis für seinen Bereich für die Haushaltsplanungen 2004 eine eigene Berechnung vornehmen kann. Hierzu haben wir auch ein Berechnungsmuster hinterlegt.
Krankenhausumlage 2004
Mehrbelastungen der Landkreise sind aus der Krankenhausumlage zu erwarten. Der kommunale Anteil soll um rund 10,2 Mio. Euro steigen, obwohl die Beteiligungsquote von 45 % auf 30 % abgesenkt wird. Der Mehrbetrag ergibt sich aus einer veränderten Berechnungsgrundlage. 

Investitionshilfen 2004
Wegen der angekündigten Mehrbelastung aus der Krankenhausumlage wird in 2004 ein noch höherer Betrag aus der Kreditermächtigung für die Umlage eingesetzt werden müssen. Auch angesichts der nach wie vor bundesweit höchsten Verschuldung der Landkreise in Sachsen-Anhalt (vgl. Rundschreiben Nr. 360/2003 vom 14. August 2003) wollen wir daher vorrangig erreichen, dass die Landkreise einen erhöhten Anteil an der Teilmasse „Investitionshilfen“ nach FAG erhalten. Wir hoffen hierbei auf einen Konsens mit dem Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt. 

Verfassungsbeschwerden gegen das FAG i. d. F. d. Haushaltssanierungsgesetzes 2003
Im Rahmen des letzten Landräte-Seminars am 05./06. Juni 2003 hatten die Herren Landräte der Landkreise Merseburg-Querfurt, Jerichower Land und Wernigerode berichtet, dass sie Kreistagsbeschlüsse mit dem Auftrag vorliegen haben, die Möglichkeiten einer Verfassungsbeschwerde gegen das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung des Haushaltssanierungsgesetzes 2003 zu prüfen. Dabei war Einvernehmen darüber erzielt worden, die Erfolgsaussichten eines entsprechenden Gerichtsverfahrens zunächst mit dem Deutschen Landkreistag (DLT) zu besprechen.  Der DLT hat uns seine Unterstützung zwischenzeitlich zugesagt.

Zur weiteren Vorbereitung durch die Geschäftsstelle bitten wir Sie uns kurzfristig mitzuteilen, ob weitere Landkreise entsprechende Beschlusslagen zum Finanzausgleichsgesetz in der Fassung des Haushaltssanierungsgesetzes 2003 vorliegen haben. 
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TOP 2
Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung der Verwaltungsgemeinschaften und zur Stärkung der gemeindlichen Verwaltungstätigkeit
Über den Gesetzentwurf zur Fortentwicklung der Verwaltungsgemeinschaften und zur Stärkung der gemeindlichen Verwaltungstätigkeit haben wir mit Rundschreiben-Nr. 280/2003 vom 14. Juli 2003 informiert. Die uns erreichten Stellungnahmen der Landkreise werden zurzeit ausgewertet. Bereits am 05. September 2003 führt der Innenausschuss des Landtages seine Anhörung zu dem Gesetzentwurf durch. Die Eckpunkte unserer Stellungnahme sollten daher im Landräte-Seminar am 28./29. August 2003 abgestimmt und in der Präsidialsitzung am 02. September 2003 beschlossen werden. 

Bezüglich der im Gesetzentwurf vorgesehenen interkommunalen Funktionalreform hatten wir die Landkreise gebeten, uns die derzeitigen Stellenanteile der betreffenden Sachgebiete aufzulisten. Die vorliegenden Antworten haben wir in dem beiliegenden Entwurf einer ersten Auswertung (Anlage) zusammengestellt. Wir bitten die Landkreise, die uns den Fragebogen bisher noch nicht zugeleitet haben, möglichst kurzfristig um Rückantwort, damit die Ergebnisse aller Landkreise zum Landräte-Seminar vorliegen. 

Gemeinsam mit dem Städte- und Gemeindebund hatten wir uns zu dem Gesetzentwurf an den Herrn Ministerpräsidenten mit dem Hinweis gewandt, dass die geplante Neuregelung der Zuständigkeiten auf kommunaler Ebene unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Arbeitsgruppe „Funktionalreform“ erfolgen müsse, weil nur so sicher gestellt sei, dass die mit der Funktionalreform zwischen Land und Kommunen und zwischen Kommunen einhergehenden Fragen einer abgestimmten Lösung zugeführt werden. In seiner Antwort vom 04. August 2003 hält es Herr Staatsminister Robra „für sehr fraglich, ob das in Artikel 87 Abs. 3 der Landesverfassung für den Fall einer erstmaligen Zuweisung von Pflichtaufgaben des eigenen Wirkungskreises oder von staatlichen Aufgaben niedergelegte Konnexitätsprinzip überhaupt, und wenn ja, in gleicher Weise für eine Verlagerung bereits zugewiesener Aufgaben innerhalb der „kommunalen Familie“ gilt. Mit der in den § 16 ff. FAG geregelten – allerdings einseitig vom jeweiligen Kreistag festgelegten – Kreisumlage steht ein Instrument des interkommunalen Finanzausgleichs zur Verfügung. Es erscheint daher auch fraglich, ob interkommunale Aufgabenverlagerungen zwingend zu einer Änderung der im FAG vorgenommenen Aufteilung der Finanzausgleichsmasse führen müssen.“
Unabhängig von dieser rechtlichen Beurteilung soll aber die Arbeit der Arbeitsgruppe „Funktionalreform“ in das weitere Gesetzgebungsverfahren einbezogen werden. 

Die Frage der Kostenerstattung im Zuge einer interkommunalen Funktionalreform ist auch Gegenstand einer Verfassungsbeschwerde, die 56 Gemeinden des Landkreises Burgenlandkreis gegen Artikel 4 des Ersten Investitionserleichterungsgesetzes eingelegt haben.
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TOP 3
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA)
Mit Rundschreiben-Nr. 308/2003 vom 16. Juli 2003 hatten wir die Landkreise über den vom Innenministerium zur Anhörung freigegebenen Gesetzentwurf zur Änderung des GKG-LSA informiert und um Anregungen und Hinweise bis zum 20. August 2003 gebeten. Das Innenministerium erwartet unsere Stellungnahme bis spätestens 25. August 2003 – also bereits vor dem Landräte-Seminar. 

Wir beabsichtigen, gemeinsam mit dem Städte- und Gemeindebund zu antworten und werden im Landräte-Seminar über die Inhalte der abgegebenen Stellungnahme berichten. Die Beratungsergebnisse des Landräte-Seminars können noch im weiteren Gesetzgebungsverfahren berücksichtigt werden.

Mit Landräte-Schreiben Nr. 024/2003 vom 05. Juni 2003 hatten wir Sie gebeten, uns über die Kooperationsüberlegungen der Landkreise bei der Wahrnehmung von Aufgaben zu informieren. Bisher haben erst 12 Landkreise geantwortet. Die Ergebnisse fügen wir als Anlage mit der Bitte bei, uns über konkretere Umsetzungen weiter zu unterrichten. Landkreise, die sich bisher nicht an der Umfrage beteiligt haben, können uns ihre Antwort noch vor dem Landräte-Seminar zuleiten.

Nach unserer Auswertung sehen die Landkreise vorrangig die Möglichkeit, in den Bereichen Rettungsdienst, Gesundheits- und Veterinärwesen sowie bei Umweltaufgaben zusammenzuarbeiten. Mehrere Landkreise haben auch auf das Ziel hingewiesen, mit anderen Landkreisen zu einer gemeinsamen Adoptionsvermittlungsstelle nach § 3 Abs. 2 Adoptionsvermittlungsgesetz zu gelangen. Einzelne Landkreise führen für Teile ihrer kreisangehörigen Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften die Lohn- und Gehaltsabrechnung mit durch.

31. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 28./29. August 2003 in Oberröblingen, Landkreis Sangerhausen

TOP 4
Neufassung des Naturschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 

Mit Rundschreiben Nr. 184/2003 vom 23. April 2003 hat die Geschäftstelle die Landkreise über einen Referentenentwurf zur Neufassung des Naturschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt informiert. 

Wegen der vom Ministerium äußerst knapp gesetzten Beteiligungsfrist lagen zum Zeitpunkt der Abgabe einer Stellungnahme noch keine Antworten aus den Landkreisen vor, so dass die Geschäftsstelle gemeinsam mit dem Städte- und Gemeindebund die als Anlage beigefügte Stellungnahme abgegeben hat, in der insbesondere die Paragraphen hervorgehoben wurden, durch die ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand für die unteren Naturschutzbehörden zu erwarten ist. Zugleich haben wir kritisiert, dass die Finanzierungsregelung in § 71 des Gesetzentwurfes nicht der verfassungsrechtlichen Konnexitätsregelung des Art. 87 Abs. 3 LV LSA entsprechen dürfte. Einzelheiten bitten wir dem Gesetzentwurf sowie unserer vorgenannten Stellungnahme zu entnehmen.

Das Landesverfassungsgericht hat in der ÖPNV-Verfassungsbeschwerde 4/01 ausgeführt, dass der Gesetzgeber konkrete Erhebungen und Schätzungen über die zu erwartenden Kosten durchzuführen hat. Das Gericht hat ferner festgestellt, dass die Kostendeckungsregelung zwar nicht selbst im Gesetz erfolgen müsse, aber in einem zeitlichen Zusammenhang vom Gesetzgeber bestimmt werden muss. Es müsse, so das Gericht, lediglich eine zum selben Zeitpunkt des Inkrafttretens der Aufgabenübertragung wirksame Kostenregelung vorliegen. Wir werden uns vor der geplanten Anhörung zur Naturschutzgesetznovelle am 10.09.2003 bemühen, mit Praktikern der Landkreise und kreisfreien Städte die finanziellen Auswirkungen konkret abzuschätzen, um sie gegenüber dem Landtag vortragen zu können.

Zum vorliegenden Regierungsentwurf

Da praktisch alle bisherigen Regelungen geändert werden sollen, sind aus kreislicher Sicht folgende Themenschwerpunkte besonders hervorzuheben: 

§ 20 - Verursacherpflichten, Ökokonto

Die Festlegung von Ersatzmaßnahmen, die nicht mehr im räumlichen Zusammenhang mit dem Eingriff stehen müssen, ist für die Durchführung von Investitionen ein sicherlich nicht unerheblicher Vorteil. Es werden die Handlungsmöglichkeiten auch auf Räume ausweitet, die in keinen unmittelbaren Bezug zum Raum des Eingriffs stehen. Ob das Ökokonto (§ 21 GE) in der Praxis tatsächlich ein Gewinn sein wird, wird sich zeigen müssen. Die Regelung kann Tür und Tor öffnen für „Schein-Ersatzmaßnahmen“, aber auch für investitionserleichternde Lösungen. Die Führung und Anwendung des Ökokontos wird Verwaltungsaufwand verursachen.

§ 23 - Ersatzzahlungen

Die Streichung der Sätze 2 und 3 in § 13a Absatz 3 zur Berechnung der Ersatzzahlung ist sinnvoll. Die Sätze sind praktisch kaum vollziehbar und verwirren bei der Rechtsanwendung mehr als sie helfen können. Allerdings sollten wir noch einmal vortragen, dass nicht das Land sondern der betroffene Landkreis Empfänger der Ersatzzahlung sein sollte, damit er im Rahmen seiner Vor-Ort-Kenntnisse über die Verwendung der Gelder entscheiden kann. So lässt sich wenigstens noch ein gewisser räumlicher Bezug zu dem Eingriff und dessen Auswirkungen herstellen.

§ 40 GE - Zuständigkeit für Naturschutzgebiete
Da die kreisfreien Städte und die Landkreise nach geltender Rechtslage für die Durchführung von Pflege- und Entwicklungskonzepten in Naturschutzgebieten zuständig sind, sollten sie auch die Kompetenz für die Festsetzung von Naturschutzgebieten erhalten. Fachlich und hinsichtlich der erforderlichen verwaltungsrechtlichen Kompetenz wären die Kommunen der Kreisebene dazu jedenfalls in der Lage. Hierfür wäre allerdings auch die Kostendeckung durch das Land zu regeln. Die Wahrnehmung dieser Aufgabe im künftigen LVA erscheint wegen der Ortsferne jedenfalls nicht sinnvoll.

§ 43 - Naturschutzregister und -kataster
Angesichts des künftig allen Landkreisen kostenlos zur Verfügung stehenden Fachinformationssystems Naturschutz erscheint die gesetzliche Regelung in dieser Form nicht geeignet, kostengünstig - und möglichst für alle Behörden leicht verfügbar - vorhandene Daten zu verwalten. Vielmehr sollte das Land die Einführung des Registers und des Katasters gesetzlich allen Naturschutzbehörden vorgeben und hierfür sämtliche Kosten übernehmen.

§ 53 - (Tiergehege und) Zoos

Für die Genehmigung der Zoos nach § 53 soll künftig die UNB zuständig werden. Während nach bisherigen Überlegungen des Ministeriums die unteren Naturschutzbehörden nur für die Genehmigung und Überwachung von Tiergehegen zuständig werden sollten, würden sie nun nur für Zoos zuständig werden; die naturschutzrechtliche Genehmigung von Tiergehegen soll künftig entfallen. Diese Aufgabenabgrenzung entspricht nicht mehr den Kompetenzverteilungen, die wir im Rahmen der Funktionalreform bisher vertreten haben. Die Genehmigung und Überwachung von Zoos ist fachlich deutlich anspruchsvoller, weil bspw. exotische Tiere nur von Fachleuten beurteilt werden können. Die neue Aufgabe könnte für die Landkreise zusätzlichen Personalbedarf zwischen einer halben und einer vollen Stelle in der UNB erforderlich machen. Hierfür ist ein angemessener Kostenausgleich erforderlich.

§ 71 - Finanzierungs- und Erprobungsklausel
Zu diesem Thema verweisen wir auf die anliegende Stellungnahme, die sich zunächst auf das Finanzierungsthema beschränkt.
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TOP 5
Fortentwicklung der Funktionalreform


Die von Herrn Ministerpräsident Prof. Dr. Böhmer eingesetzte Arbeitsgruppe „Funktionalreform“ hat am 09. Juli 2003 ihre Arbeit aufgenommen. Die Arbeitsgruppe wird sich insbesondere mit folgenden Fragen beschäftigen:

· Welche Aufgaben eignen sich auch unter den derzeitigen Rahmenbedingungen für die Funktionalreform?

· Wie hoch ist der mit der Aufgabenverlagerung verbundene notwendige Finanzaufwand?

· In welchem Umfang und mit welchen Mitteln kann ein Personalübergang vom Land zu den Kommunen organisiert und rechtlich abgesichert werden?

· Wie kann den Kommunen die mit der Aufgabenverlagerung verbundene notwendige Kostenerstattung dauerhaft – ggf. durch gesonderte Ausweisung – garantiert werden?

Im Ergebnis der ersten Sitzung einigte sich die Arbeitsgemeinschaft darauf, Aufgaben mit und ohne Personalübergang im Hinblick auf die Kostenerstattung exemplarisch für den Bereich des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt (MLU) - einschließlich der Zuständigkeiten aus anderen Ressorts im Entwurf für ein erstes Funktionalreformgesetz - zu erörtern. Hierzu sollte das MLU zur nächsten Sitzung geladen werden.

In Vorbereitung der zweiten Sitzung der Arbeitsgruppe „Funktionalreform“ am 15. August 2003 hat das MLU die zur Diskussion stehenden Aufgaben wie folgt katalogisiert:

1. Unstreitig kommunalisierbare Aufgaben der Umweltverwaltung, die im wesentlichen ohne zusätzliches Fachpersonal auf die Kommunalebene übertragen werden können (rd. 50 Stellen).

2. Unstreitig kommunalisierbare Aufgaben der Umweltverwaltung, die bei Sicherstellung der personellen Voraussetzungen auf die Kommunalebene übertragen werden können (rd. 69 Stellen).

3. Nicht kommunalisierbare Aufgaben aus der Umweltverwaltung (rd. 120 Stellen).

Die zu Ziffer 2 zählenden Aufgaben können aus Sicht des MLU im Regelfall quantitativ je Landkreis je einen Bediensteten des gehobenen technischen Verwaltungsdienstes oder einen Fachhochschulingenieur für die Wasserwirtschaft, sowie für die Abfallwirtschaft oder den Immissionsschutz auslasten. Dies entspräche einer Gesamtzahl von 2 x 24 = 48 Stellen, wobei der Bedarf im Einzelfall durchaus unterschiedlich sein könne. 

Die kommunalen Spitzenverbände sind gebeten worden, sich bis zum 1. September 2003 insbesondere zu den aus fachlichen Gründen als nicht kommunalisierbar eingestuften Aufgaben (Ziffer 3) zu äußern. Aus Sicht des MLU müssten diese Aufgaben wegen des erforderlichen herausgehobenen Erfahrungsgrades und einer spezialisierten Fachkenntnis in Landeszuständigkeit verbleiben. 

Wir fügen den abgestuften Aufgabenkatalog des MLU als Anlage mit der Bitte bei zu prüfen, ob und bei welchen Aufgaben eine Verschiebung in den Kategorien erfolgen sollte. Soweit es terminlich möglich ist, wären wir Ihnen dankbar, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme noch vor dem Landräte-Seminar zuleiten könnten.

Mit Landräte-Schreiben Nr. 026/2003 vom 11. Juni 2003 hatten wir den bei Ihnen vorhandenen Personalbestand in der Umweltverwaltung abgefragt. Die vorläufigen Ergebnisse dieser Umfrage fügen wir für Sie als Material bei.

In Zusammenhang mit der Bildung des Landesverwaltungsamtes wird auch die Frage zu entscheiden sein, in welcher Organisationsform die Aufgaben des Trägers der überörtlichen Sozialhilfe künftig wahrgenommen werden sollen. Den Gesetzentwurf hatten wir mit Rundschreiben Nr. 363/2003 vom 14. August 2003 übersandt. Zwischenzeitlich liegt uns eine berichtigte Fassung vor, nach der in Artikel 3 Abs. 2 des Gesetzentwurf hinter den Worten „der überörtlichen Sozialhilfe“ die Worte „und der Heimaufsicht“ ergänzt sind. 

Das Sozialministerium beabsichtigt zur Neuordnung des Bereiches Sozialhilfe die Errichtung einer Sozialagentur Sachsen-Anhalt mit Sitz in Halle als GmbH. In diese Überlegungen waren die kommunalen Spitzenverbände und die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege nicht eingebunden, so dass wir uns nach Kenntnis einer entsprechenden Kabinettsvorlage gemeinsam an Herrn Ministerpräsident Prof. Dr. Böhmer gewandt und gebeten haben, die Beschlussfassung zurückzustellen. Dem ist das Kabinett nachgekommen, so dass wir nunmehr Gelegenheit haben, beteiligt zu werden. Dies scheint allein deshalb erforderlich zu sein, damit die personalwirtschaftlichen Konsequenzen für die Kommunen angemessen bewertet werden. Nähere Einzelheiten wird die Geschäftsstelle in der Sitzung vortragen.
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TOP 6
Entwurf einer Neufassung des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr im Land Sachsen-Anhalt

Mit dem Ministerium für Bau und Verkehr hat der Landkreistag beginnend im Jahr 2002 verschiedene Gespräche zur Novellierung des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr geführt und den Landkreisen die jeweiligen Gesetzentwürfe mit dazugehörigen Berechnungen über die Verteilung der ÖPNV-Zuweisungen zur Meinungsbildung zur Verfügung gestellt. 

In intensiven Beratungen unserer Gremien haben sich die Landkreise - zuletzt auf der Grundlage der Landräte-Schreiben Nr. 010/2003 vom 07. März 2003 und Nr. 029/2003 vom 24. Juni 2003 - den Bedenken und Anregungen der Geschäftsstelle angeschlossen und sich für die Annahme des jüngst ins Gespräch gebrachten Finanzierungsschlüssels 25 : 25 : 40 : 10 ausgesprochen. 

Unter Berücksichtigung dieser Meinungsbildung hat die Geschäftsstelle Herrn Minister Dr. Daehre mit beiliegenden Schreiben vom 18. Juli 2003 (Anlage) mitgeteilt, dass die Landkreise dem vorgenannten Verteilungsmodell zustimmen, weil sich damit im Vergleich zu dem Referentenentwurf eine Stärkung des ländlichen Raumes erreichen lässt. Darüber hinaus haben wir weitere Deregulierungen auf der Grundlage des letzten Gesetzentwurfes vorgeschlagen.

Das Ministerium für Bau und Verkehr hat die kommunalen Spitzenverbände zu einem Gespräch am 25.08.2003 eingeladen, in dem es um die Auswirkungen der EuGH-Entscheidung zum Magdeburger Urteil gehen (vgl. Rundschreiben 329/2003 vom 30. Juli 2003) soll. Darüber hinaus hat das Ministerium zugesagt, sich zu diesem Zeitpunkt  auch über die Inhalte der ÖPNVG-Novelle zu äußern. 

Über das Gesprächsergebnis werden wir mündlich berichten. 

31. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt

am 28./29. August 2003 in Oberröblingen, Landkreis Sangerhausen

TOP 7
Ausführung des Grundsicherungsgesetzes (GSiG);


Untersuchung der personellen und finanziellen Auswirkungen auf die Landkreise in Sachsen-Anhalt

Im Rahmen des 29. Landräte-Seminars am 27./28. Februar 2003 haben sich die Herren Landräte darauf verständigt, vor einer abschließenden Entscheidung über die Beteiligung an der vom Deutschen Landkreistag (DLT) vorbereiteten und koordinierten Verfassungsbeschwerde vor dem Bundesverfassungsgericht gegen das Grundsicherungsgesetz eine aktuelle Erhebung zu den Auswirkungen des Gesetzes auf die Landkreise in Sachsen-Anhalt durchzuführen.
Zwischenzeitlich hat die Geschäftsstelle die von den Landkreisen zum Stichtag 30.06.2003 gemeldeten Daten zusammengefasst und ausgewertet. 

Im Rahmen einer vorläufigen Bewertung kommt die Geschäftsstelle zu dem Ergebnis, dass der zur Zeit erreichte Bearbeitungsstand mit den sich hieraus errechnenden finanziellen Belastungen für eine abschließende Empfehlung bezüglich der Teilnahme an einem vom Deutschen Landkreistag (DLT) koordinierten Verfassungsbeschwerdeverfahren nicht ausreicht.

Ausführliche Informationen können der als Anlage beigefügten Untersuchung der personellen und finanziellen Auswirkungen des Grundsicherungsgesetzes auf die Landkreise in Sachsen-Anhalt entnommen werden.
31. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt

am 28./29. August 2003 in Oberröblingen, Landkreis Sangerhausen

TOP 8 
Zukunft der Feuerwehr-Unfallkasse Sachsen-Anhalt

Eine mögliche Fusion zwischen der Feuerwehr-Unfallkasse Sachsen-Anhalt (FUK) und der Unfallkasse Sachsen-Anhalt ist zuletzt im 29. Landräte-Seminar am 27./28.02.2003 in Wohlmirstedt, Landkreis Burgenlandkreis, erörtert worden. 

Im Ergebnis der damals geführten Diskussion hat sich als einhellige Auffassung herausgebildet, dass die Existenz zweier Unfallkassen angesichts der gegenwärtigen Finanzsituation fragwürdig und insgesamt abzulehnen sei. Geklärt werden müsse allerdings, wie die Belange der Feuerwehrangehörigen nach der Fusion in den Gremien der Unfallkasse Sachsen-Anhalt angemessen Berücksichtigung finden können. 

Zwischenzeitlich haben auf Einladung der kommunalen Spitzenverbände zwei Gespräche mit den kommunalen Arbeitgebervertretern in den Gremien der beiden Unfallkassen stattgefunden. Ein weiterer Gesprächstermin ist für den 09. September 2003 vereinbart worden.

Ziel dieser Beratungen war, die Gründe für bzw. gegen eine Fusion beider Unfallkassen sachlich zu erörtern, um so zu einer möglichst einvernehmlich getragenen Lösung für das Land Sachsen-Anhalt zu gelangen: 

· Hinsichtlich beider Unfallkassen ist die wirtschaftliche Situation dargestellt worden. Außerdem wurden Prognosen für die weitere Entwicklung beider Unfallkassen, aber auch für eine Fusion der Feuerwehrunfallkasse mit der Unfallkasse Sachsen-Anhalt vorgestellt. Seitens der Geschäftsführungen beider Unfallkassen sind dabei Annahmen zugrunde gelegt worden, die nicht abschließend eingeschätzt werden können. 

· Es sind außerdem Möglichkeiten erörtert worden, wie die speziellen Interessen der Feuerwehrangehörigen auch in einer fusionierten Unfallkasse gewahrt werden können. Eine verbindliche Absprache wäre nur hinsichtlich eines Beirates möglich. Für die gesetzlichen Gremien (Vertreterversammlung, Vorstand) ist keine Vorfestlegung zulässig, da diese Gremien aus den Sozialversicherungswahlen hervorgehen.

Im Ergebnis der Gespräche mit den kommunalen Arbeitgebervertretern konnte bisher keine einvernehmliche Meinung zum weiteren Vorgehen herausgebildet werden. 

Die Feuerwehr-Unfallkasse Sachsen-Anhalt strebt zwischenzeitlich mit Billigung seiner Gremien als Alternative zur „Zwangsfusion“ mit der Unfallkasse Sachsen-Anhalt eine länderübergreifende Zusammenlegung mit den Feuerwehr-Unfallkassen in Brandenburg und Thüringen an. Hierzu verweisen wir auf das beiliegende Papier der FUK Sachsen-Anhalt zur Gründung einer „Feuerwehr-Unfallkasse Mitte“.

Die Geschäftsstelle bewertet den erreichten Sachstand wie folgt:

· Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass eine Eingliederung der Feuerwehr-Unfallkasse Sachsen-Anhalt in die Unfallkasse Sachsen-Anhalt organisatorisch möglich ist. Eine Fusion dürfte auch einen Synergiegewinn bewirken, dessen Umfang sich aber nicht sicher einschätzen lässt. 

· Eine Fusion mehrerer Feuerwehr-Unfallkassen über Ländergrenzen hinweg lässt ebenfalls einen Synergiegewinn erwarten, wobei die Frage des Sitzes der fusionierten Feuerwehrunfallkasse einen besonderen Aspekt darstellen dürfte.

· Die Frage der angemessenen Vertretung der Feuerwehrangehörigen in einer fusionierten Unfallkasse ist bislang nicht befriedigend gelöst. Eine Fusion der FUK lässt deshalb erheblichen Widerstand der Feuerwehrangehörigen erwarten.

· Derzeit ist nicht davon auszugehen, dass die Gremien der FUK eine Fusion mit der Unfallkasse beschließen werden, weil die Seite der Versicherten erhebliche Vorbehalte gegen eine Zusammenführung mit der Unfallkasse hat und auch bei den kommunalen Vertretern in beiden Unfallkassen keine einheitliche Position besteht. Ob das Sozialministerium (MS) von seiner Ermächtigung in § 117 Abs. 3 SGB VII Gebrauch macht, die beiden Unfallkassen durch Verordnung zu fusionieren, bleibt ebenfalls abzuwarten. Das MS müsste jedenfalls befürchten, dass die FUK dagegen mit einer Normenkontrollklage vorgehen würde. 

· Auch innerhalb der Landesregierung wird kein einheitlicher Lösungsansatz verfolgt, zumal das Innenministerium sich für den Erhalt der FUK ausspricht.
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